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Beschluss der Vollversammlung

vom 16. Oktober 2009,

 mit dem der Beschluss der Vollversammlung Nr. 5/1999 des Amtsblatts, über den Sozialfonds der Tschechischen Rechtsanwaltskammer, in der Fassung der späteren Berufsvorschriften, geändert wird

Die Vollversammlung der Tschechischen Rechtsanwaltskammer beschloss gemäß § 43 Buchst. c) des Gesetzes Nr. 85/1996 GBl., Rechtsanwaltsgesetz, in der Fassung der späteren Vorschriften (nachfolgend nur „Gesetz“ genannt), Folgendes:

Art. I

Änderung des Beschlusses über den Sozialfonds der Tschechischen Rechtsanwaltskammer


Der Beschluss der Vollversammlung Nr. 5/1999 des Amtsblatts, über den Sozialfonds der Tschechischen Rechtsanwaltskammer, in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung Nr. 3/2002 des Amtsblatts und Beschluss der Vollversammlung Nr. 7/2005 des Amtsblatts, wird wie folgt geändert:

1. In Art. 5 Abs. 1 wird Buchst. b) aufgehoben.

Die bisherigen Buchstaben c) bis g) werden als Buchstaben b) bis f) bezeichnet.

2. In Art. 6 wird Buchst. a) aufgehoben.

 
Die bisherigen Buchstaben b) bis d) werden als Buchstaben a) bis c) bezeichnet.

3. In Art. 6 Buchst. b) werden hinter die Worte „zur Finanzierung“ die Worte „von kulturell-gesellschaftlichen und“ eingefügt.

4. In Art. 7 Abs. 1 Buchst. f) werden hinter die Worte „des Beitrags für“ die Worte „kulturell-gesellschaftlichen und“ eingefügt.

5. Artikel 9 einschließlich der Überschrift lautet wie folgt:

„Art. 9

Soziale Beihilfe

(1) Bis zur Höhe des Dreifachen des durch Rechtsvorschrift festgelegten Grundtarifs für den monatlichen Mindestlohn kann 

a) 
einem Rechtsanwalt oder einem Rechtsanwaltskonzipienten, der unverschuldet in finanzielle Not geraten ist, 

b) 
demjenigen, der die Kosten für die Bestattung eines verstorbenen Rechtsanwalts oder Rechtsanwaltskonzipienten getragen hat, 

eine einmalige soziale Beihilfe gewährt werden. 

 (2) Hinterbliebenen eines Rechtsanwalts oder Rechtsanwaltskonzipienten kann eine weitere einmalige Beihilfe bis zur Höhe gemäß Absatz 1 gewährt werden, sofern dies zur Überwindung oder Milderung ihrer durch den Tod des Rechtsanwalts oder Rechtsanwaltskonzipienten hervorgerufenen finanziellen Not unbedingt notwendig ist. 

 (3) Unter Hinterbliebenen eines Rechtsanwalts oder Rechtsanwaltskonzipienten gemäß Absatz 2 werden der Ehegatte (die Ehegattin), eine mit dem Rechtsanwalt oder Rechtsanwaltskonzipienten in einer registrierten Partnerschaft zusammen lebende Person, der Lebenspartner (die Lebenspartnerin) sowie die Kinder, für deren Unterhalt der Rechtsanwalt oder Rechtsanwaltskonzipient verantwortlich war, verstanden.“.

6. In Art. 10 Abs. 1 werden die Worte „die Höhe des Beitrags beträgt 150.- Kč“ gestrichen und am Ende des Textes werden die Worte „wird der Beitrag in Höhe des Pauschalbetrags, der durch Rechtsvorschrift als Erstattung der Auslagen des Rechtsanwalts für innerstaatliche Post, innerstaatliche Gesprächsgebühren und Transportgebühren vorgesehen ist1), festgelegt“ 

Die Fußnote 1) lautet wie folgt: 

„1) § 13 Abs. 3 der Verordnung Nr. 177/1996 GBl., über die Gebühren und den Aufwendungsersatz von Rechtsanwälten für die Entrichtung von Rechtsdienstleistungen (Rechtsanwaltstarif), in der Fassung der späteren Vorschriften.“ 

7. In § 10 Abs. 2 werden die Worte „in Höhe von 75,- Kč“ durch die Worte „für die tatsächlich zweckmäßig aufgewendeten und nachgewiesenen Kosten, höchstens jedoch bis zur Höhe gemäß Absatz 1“ ersetzt.

8. In Art. 11 lautet Absatz 3 wie folgt:

„(3) Der Beitrag ist einmalig und wird bis zu einer Höhe von 250 Kč je abgeschlossene und auf die in Absatz 2 angeführte Weise übergebene Klientenakte gewährt; bei der Entscheidung über die Zuerkennung des Beitrags und seiner Höhe wird insbesondere berücksichtigt, ob und wie der Nachfolger seine mit Abschluss und Übergabe der Akte zusammenhängenden Pflichten erfüllt hat. Die Gesamthöhe des an den bestimmten Nachfolger ausgezahlten Beitrags darf in einem Einzelfalle gemäß den Absätzen 1 und 2 jedoch nicht einen Betrag von 50 000 Kč übersteigen; das gilt auch in dem Falle, wenn durch die Kammer mehrere Nachfolger bestimmt wurden. Sofern die Zahl der vom Nachfolger übernommenen Klientenakten höher als 400 ist, kann die Gesamthöhe des Beitrags bis auf das Doppelte erhöht werden. Der Beitrag kann erst zuerkannt und ausgezahlt werden, nachdem der Nachfolger der Kammer einen schriftlichen Bericht über den Abschluss sämtlicher entsprechender Klientenakten und ihre Übergabe gemäß Absatz 2 vorgelegt hat. 

9. In der Überschrift von Art. 13 werden hinter die Worte „Beitrag für“ die Worte „kulturell-gesellschaftliche und“ eingefügt.

10. In Art. 13 werden hinter die Worte „die Organisatoren“ die Worte „einer kulturell-gesellschaftlichen“ eingefügt.

11. In Art. 17 Abs. 2 werden die Worte „gemäß Art. 6 Buchst. d)“ durch die Worte „gemäß Art. 6 Buchst. c)“ ersetzt.

12. Art. 20 lautet wie folgt:

„Art. 20

(1) In einem Kalenderjahr können Mittel des Fonds 

a)  zu den in Art. 6 Buchst. b) angeführten Zwecken höchstens bis zu einem Betrag von 2 000 000 Kč,

b) zu den in Art. 12 angeführten Zwecken höchstens bis zu einem Betrag von 6 000 Kč je Mitarbeiter oder ehemaligen Mitarbeiter der Kammer und

c)  zu den in Art. 16 angeführten Zwecken höchstens bis zu einem Betrag von 500 000 Kč

verwendet werden. 

 (2) Liegen besonders beachtenswerte Gründe vor, so kann der Vorstands nach vorheriger Stellungnahme des Kontrollrats die in Absatz 1 angeführten Beträge für das entsprechende Kalenderjahr erhöhen, höchstens jedoch um 50 %.“.

Art. II

Wirksamkeit

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

JUDr. Martin Vychopeň eh.

Präsident

der Tschechischen Rechtsanwaltskammer

